
  

Interpellation Nr. 120 (Januar 2013) 

betreffend Massnahmen zur Verbesserung der Zustände auf Baustellen des Kantons oder 
mit kantonaler Beteiligung am Beispiel der Messebaustelle 

12.5358.01 
 

Seit Monaten wird unsere Region mit negativen Schlagzeilen wie Unfällen, fehlendem Versicherungsschutz der 
Arbeitnehmenden, Verstoss gegen Vergabekriterien oder Lohndumping auf der Baustelle der Messe Basel (MCH 
Group) konfrontiert. In der Zwischenzeit spricht sogar die MCH Group selber von grösseren Problemen beim Bau 
ihrer neuen Hallen. 

Bis heute haben die Mitinhaber-Kantone der MCH Group stets betont, dass ihrerseits kein Handlungsspielraum 
bestehe, um auf diese Zustände Einfluss zu nehmen. Ebenso wurde festgestellt, dass keine Gesetze oder 
Verträge bestehen, die eine Regress- oder Eingriffsmöglichkeit der Bauherrin oder der Generalunternehmung 
(GU) HRS Real Estate vorsehen. Das heisst, dass die fehlbaren Unternehmen nicht über den Werkvertrag 
belangt werden können. Weder die Bauherrin noch die Generalunternehmung HRS Real Estate haben bis jetzt 
echte Bereitschaft erkennen lassen, die unhaltbaren Zustände zu beheben. Im Gegenteil sieht es so aus, als 
versuchten alle Beteiligten, ihre Hände in Unschuld zu waschen und verfolgten einzig das Ziel, den Zeitplan 
einzuhalten - koste es was es wolle. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Ist der Regierungsrat bereit, im Rahmen seiner Verantwortung als Vertretung der Mitbesitzer und Mitglied 
des Verwaltungsrats der MCH Group darauf hinzuwirken, dass die Messe- und Bauleitung umgehend 
Vorkehrungen trifft, damit solche Vorkommnisse in Zukunft ausgeschlossen werden können? 

2. Wie kann dafür gesorgt werden, dass der Generalunternehmer HRS Real Estate vollumfänglich für die 
bestehenden Verletzungen von Gesetzen, Gesamtarbeitsverträgen und Versicherungsfällen, die 
Arbeitnehmende der Baustelle MCH Group betreffen, in die Verantwortung genommen wird? 

3. Ist der Regierungsrat bereit, dafür zu sorgen, dass für die zu erwartenden Lohnausstände, 
Konventionalstrafen, Bussen und Versicherungsfälle ein angemessener Rückbehalt von der vereinbarten 
Auftragssumme vorgenommen wird? 

4. Sieht der Regierungsrat eine Möglichkeit, dass den von Lohnausständen betroffenen Mitarbeitenden rasch 
und unbürokratisch Hilfe geleistet werden kann? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, die soeben von den Räten beschlossene Solidarhaftung ab sofort für die 
Messebaustelle einzuführen, so dass die MCH Group solidarisch für alle Ausstände und nicht erbrachten 
gesetzlichen Leistungen zu haften hat, die Mitarbeitende auf der Baustelle MCH Group betreffen? 

6. Was hält der Regierungsrat grundsätzlich von der soeben beschlossenen Solidarhaftung? 
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